Aus der BVV

Außer Spesen nichts gewesen
Schon wieder eine BVV zum Haushalt, schon wieder eine dringliche Beschlussempfehlung des Bezirksamtes. Der im Mai verabschiedete Haushaltsplan war bereits bei seiner Beschlussfassung durch die BVV – wie von uns vorhergesagt – Makulatur. Die vielen Sondersitzungen haben zwar das Budget der BVV überzogen, aber eine seriöse Entscheidung keineswegs befördert. Nun wurden die Bezirksverordneten in der Junisitzung durch das Bezirksamt erneut zu einer übereilten Beschlussfassung gedrängt. Weil Mitte nicht termingemäß einen Haushalt vorlegte, hat die Senatsverwaltung für uns einen Nothaushalt erstellt, der durch einen Ergänzungsplan des Bezirks untersetzt werden muss. Über 8 Mio. € müssen darin gegenüber dem im Mai beschlossenen Plan eingespart werden. Eigentlich blieben den Bezirksverordneten nur zwei Tage, um den vom Bezirksamt vorgelegten Entwurf zu beraten. 
Weil das Bezirksamt zwischen September/Oktober 2011 und März 2012 nichts bewegt, nichts entschieden hat, baden jetzt die Bezirksverordneten und demnächst die Bürgerinnen und Bürger, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus, was uns der Finanzstadtrat und Bezirksbürgermeister Dr. Hanke (SPD) eingebrockt hat. 
Wenn man mal von der Auflösung bzw. Minderung der Pauschalen und der Schuldentilgung absieht, sollen mit dem Ergänzungsplan die Personalansätze um 1,1 Mio. €, die konsumtiven Sachausgaben um gut 3,2 Millionen und die Investitionen um eine knappe halbe Million abgesenkt werden. Gleichzeitig werden die Einnahmeansätze um 1.027.000 € erhöht. 
Soll der Bezirk – wie vom Bezirksbürgermeister immer wieder versprochen - die vorläufige Haushaltswirtschaft im Herbst verlassen können, ist dafür eine "positive" Plausibilitätsprüfung durch die Senatsverwaltung für Finanzen unerlässlich. Die LINKE hat deutlich ihre Zweifel an diesem Haushaltsplan vorgetragen. Haushaltsrisiken in beträchtlicher Größenordnung bilden zum Beispiel die enormen Absenkungen bei den Ansätzen für Bewirtschaftungskosten (um 5,2 Prozent) und für Beköstigung (Schulen) sowie die weitere Erhöhung der Einnahmeziele um mehr als 1 Mio. €. Es wäre sinnvoller gewesen, mit dem Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses in ernsthafte Debatten über ein Schuldenmoratorium für 2012 und 2013 zu treten. Mit den Stimmen der Zählgemeinschaft von SPD und CDU wurde auch dieser Haushalt angenommen, LINKE, Grüne und Piraten stimmten dagegen. Es bleibt jedoch zu befürchten, dass es nicht die letzte Runde zum Haushalt 2012 war, die die BVV drehen muss.
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